
„Jeder schaut, wo er bleibt“ und
dass er seine „Haut verteidigt“

Hubert Aiwanger zur Richter-Kritik bei der Verlagerung des Verwaltungsgerichtshofes nach Ansbach
VON DIETER REINHARDT

ANSBACH – Dass sich die Besten
der Besten unter den Verwaltungs-
richtern mit einem Dienstsitz im
kleinen fränkischen Ansbach schwer-
tun – das ist längst auch bei Hubert
Aiwanger angekommen. Der stell-
vertretende Ministerpräsident und
bayerische Wirtschaftsminister fin-
det es einerseits nicht in Ordnung,
wenn Richter die Eignung eines neu-
en Dienstsitzes generell in Frage
stellen. Andererseits will er es sich
offensichtlich mit der hohen Rich-
terschaft aber auch nicht ganz ver-
derben. Deshalb meinte er diese Wo-
che bei einem Redaktionsgespräch in
der Ansbacher FLZ-Zentrale: „Jeder
schaut, wo er bleibt und jeder schaut,
dass er seine Haut verteidigt.“

Der Präsident des Bundesverwal-
tungsgerichtes in Leipzig, Professor
Dr. Dr. h.c. Klaus Rennert hatte sich
in einer Pressemitteilung auf der
Homepage des Gerichtes besorgt ge-
zeigt. „Besorgt über die geplante
Verlegung des Sitzes des Bayeri-
schen Verwaltungsgerichtshofes“
von München nach Ansbach. Unter
anderem behauptete Rennert, bei der
Verlegung in eine kleinere Stadt „mit
etwa 45000 Einwohnern“ bestehe die
Sorge, „dass die meisten Richterin-
nen und Richter nur noch zu den Be-
ratungen und Sitzungen einpen-
deln“. Eine niveauvolle Rechtspflege
könne darunter leiden. Auch aus der
Richterschaft in Bayern gab es sehr
kritische Stimmen im Zusammen-
hang mit der vollständigen Verlage-
rung des Verwaltungsgerichtshofes
in die mittelfränkische Bezirks-
hauptstadt.

Angestoßen hat die Verlagerung
des obersten Verwaltungsgerichtes
im Freistaat Ministerpräsident Mar-
kus Söder. Die FLZ wollte beim Re-
daktionsbesuch des stellvertreten-

den Ministerpräsidenten Hubert Ai-
wanger (Freie Wähler) in dieser Wo-
che nun wissen, wie dessen Meinung
ist. Im Folgenden Aiwanger im Wort-
laut: „Die Dinge müssen jetzt noch
auf Herz und Nieren geprüft werden.
Das sind Vorschläge, die von Söder
gekommen sind. Das muss man jetzt
auch noch mit der Justiz abklären.
Man hört ja aus der Justiz heraus
auch kritische Töne nach dem Motto,
,wir wollen nicht rausversetzt wer-
den‘. Gehen überhaupt die Familien
mit? Kriegen wir das Personal? Das
sind die üblichen Fragen, die kom-
men. Das Land stärken will jeder,
aber wenn es konkret wird, gibt es
Gründe dagegen.“

„Alles, was das Land
stärkt, macht Sinn“

Um seine persönliche Meinung
gebeten, sagte Aiwanger im Redak-
tionsgespräch mit der FLZ aber auch:
„Alles, was das Land stärkt, macht
Sinn. Ich werde nicht dagegen agie-
ren.“

Und was hält der stellvertretende
bayerische Ministerpräsident von der
Art und Weise, wie sich der Präsi-
dent des Bundesverwaltungsgerich-
tes zu Wort gemeldet hat? Aiwanger
wieder wörtlich: „Die melden sich
natürlich sehr selbstbewusst zu Wort
und sagen, redet erst mal mit uns.
Die Justiz ist natürlich auch sehr
selbstbewusst und sagt, das habe die
Exekutive gar nicht zu entscheiden.
Jeder schaut, wo er bleibt und jeder
schaut, dass er seine Haut vertei-
digt.“

Auf den Hinweis, dass schließlich
der Landtag entscheide, wo der Sitz
des Verwaltungsgerichtshofes ist,
meinte Aiwanger: „Wenn es nach der
reinen Machtfrage geht – ja. Natür-
lich muss man immer wieder versu-
chen, die Betroffenen mitzuneh-
men.“ Dies sei noch die Herausfor-
derung.

Dennoch: So wie sich der Prä-
sident des Verwaltungsgerichtes
in Leipzig zu kleineren Städten
wie Ansbach geäußert habe, sei
dies eine „herablassende“ Wort-
meldung gegen den ländlichen
Raum nach dem Motto, der Staat
könne nur aus den Metropolen
heraus funktionieren. Diese „Ge-
ringschätzung des Landes“ könne
man „so nicht stehen lassen“. Auf
jeden Fall habe Ansbach „das
Niveau, sich bei so etwas zu Wort
zu melden“.

Sehr viel deutlicher für Ans-
bach als Sitz des Verwaltungsge-
richtshofes sprach sich im Re-
daktionsgespräch der Landtags-
abgeordnete Dr. Peter Bauer
(Freie Wähler) aus. Die bereits in
Ansbach angesiedelten vier Sena-
te hätten sich bewährt und eine
wegweisende Arbeit geleistet. An
der Qualität könne es also nicht
liegen, wenn von bestimmten Ju-
risten vor einer Verlagerung des
gesamten Gerichtshofes in die
mittelfränkische Bezirkshaupt-
stadt gewarnt werde.

Wenn von eben solchen Richtern
gegen eine Verlagerung in die „Pro-
vinz“ argumentiert werde, dann fra-
ge er sich, warum dann das Bundes-
verfassungsgericht in Karlsruhe sei.
Auch Leipzig als Sitz des Bundes-
verwaltungsgericht sei keine gewal-
tige Metropole. Dr. Bauer: „Da könn-
te man durchaus weitere Fragen
stellen.“

Auch wenn er die Richter erst noch
überzeugen will – für Aiwanger ha-
ben gerade kleinere Städte abseits
einer Landeshauptstadt einen be-
sonderen Reiz: „Ich glaube, die Jus-
tiz tut gut daran, in einer etwas un-
aufgeregteren Umgebung Recht zu
sprechen und nicht in einer teilweise
hochgepuschten Metropole, in der
auch Stimmungen oft ganz anders
zur Schau gestellt werden.“ Wenn es

um heikle politische Themen gehe,
dann werde häufig in Städten ganz
anders polarisiert. Oftmals sei dann
auch ein Richter politischem Druck
ausgesetzt. Es komme auch vor, dass
einem Richter mit Gewalt gegen die
eigene Familie gedroht werde. Hu-
bert Aiwanger wörtlich: „Wenn man
etwas weg vom Schuss in Ruhe über
die Dinge drübergeht, ist das aus
meiner Sicht für die Qualität der
Rechtsprechung nicht schlechter.“

Und was sagt derjenige, der durch
seine Äußerungen in Ansbach und
Umgebung viel Unmut erzeugt hat?
Professor Dr. Dr. h.c. Klaus Rennert,
der Präsident des Bundesverwal-
tungsgerichtes, schlug jetzt die Ein-
ladung der Ansbacher Oberbürger-
meisterin Carda Seidel in die mittel-
fränkische Bezirkshauptstadt aus. Er
kenne und schätze Ansbach – nicht

zuletzt auch als Gerichtsstandort so-
wohl eines der bayerischen Verwal-
tungsgerichte als auch der Außen-
stelle des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofes. Die „erregten Reak-
tionen“ in Mittelfranken zu seiner
Stellungnahme in Sachen Gerichts-
verlagerung seien „teilweise miss-
verstanden worden“. Gleichzeitig
bekräftigte Rennert seine Kritik an
einer Verlagerung des Bayerischen
Verwaltungsgerichtshofes nach Ans-
bach: „Ich habe lediglich darauf hin-
gewiesen, dass aller Erfahrung nach
– und solche Erfahrungen gibt es in
Deutschland schon einige – die An-
siedlung eines obersten Gerichtes
des Landes in einer kleineren Stadt
auf längere Sicht mit Nachteilen für
dessen Rechtsprechungstätigkeit
verbunden ist.“ (Siehe auch Kom-
mentar auf dieser Seite).

Hubert Aiwanger (rechts) meint: In kleineren Städten kann die Justiz in einer un-
aufgeregteren Umgebung Recht sprechen. Auch der Landtagsabgeordnete Dr.
Peter Bauer (links) attestiert den bisher bereits in Ansbach angesiedelten Sena-
ten des Verwaltungsgerichtshofes eine hervorragende Arbeit. Foto: Oliver Herbst

Der Kommentar

Abgesagt und
nachgetreten

Da hat Hubert Aiwanger schon
recht: Auch Richter schauen, wo sie
bleiben (wollen). Auch oder gerade,
wenn es um ihr Wohlbefinden geht.
Man kann ihn schon verstehen, den
gut situierten obersten Verwal-
tungsrichter in München, der sich in
der Landeshauptstadt passend ein-
gerichtet hat und der das Flair an
der Isar mit allen damit verbunde-
nen Möglichkeiten genießt. Und
dann kommt so ein Ministerpräsi-
dent aus Franken „hergelaufen“, der
ihn ins fränkische Ansbach schi-
cken will. Noch einmal: Nach Ans-
bach! An die Rezat! Servus, Lan-
deshauptstadt! Servus, Glückselig-
keit! Furchtbar: Zwangsweise in die
fränkische Provinz!

Dass ein Richter, der sich zusam-

men mit seiner Familie in der Bay-
ernmetropole wohlfühlt und seinen
Freundeskreis nicht aufgeben will,
gegen einen Umzug wehrt, ist sogar
noch ein Stück weit verständlich.
Unverständlich und absolut nicht
akzeptabel ist aber, wenn ein obers-
ter Verwaltungsrichter dann mit
dem Hinweis gegen die Verlage-
rung argumentiert, die Rechtspre-
chung könnte in einer Stadt wie
Ansbach leiden. Auch Richter sind
nicht vor Dummheiten gefeit.

Redlich wäre, einfach zuzugeben:
Die „Besten der Besten“ unter den
Verwaltungsrichtern wollen aus
dem barocken Oberbayern nicht in
die fränkische Provinz umziehen.
Statt zwanghaft nach völlig un-
glaubwürdigen juristischen Argu-
menten zu suchen, die gegen Ans-
bach sprechen sollen.

Warum verhält sich ein Präsident
des Bundesverwaltungsgerichts so?
Darauf hat Hubert Aiwanger eine
klare Antwort, die jedermann ver-
stehen kann, wenn er nur will. Der

bayerische Wirtschaftsminister und
stellvertretende Ministerpräsident
sagt über Professor Dr. Dr. h.c Klaus
Rennert: „Natürlich ist bei dem das
Telefon nicht mehr stillgestanden
mit Protestanrufen aus den eigenen

Reihen.“ Aha. Das heißt also: Der
oberste Verwaltungsrichter der
Bundesrepublik Deutschland agiert
als Lobbyist in Sachen Richter-
schaft. Gegen die Politik. Gegen die
Exekutive. Denn über den Sitz des
Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofes entscheidet allein der Bayeri-

sche Landtag. Mit Mehrheit.
Aiwanger hat dem Herrn Ober-

Richter aus Leipzig im FLZ-Ge-
spräch in dieser Woche noch gleich
einen Ratschlag mitgegeben: „Man
sollte schon zu Ende denken, wie
man mit solchen Aussagen auf die
Region wirkt.“ Auf die Region Ans-
bach, auf Westmittelfranken.

Rennert denkt offensichtlich
nicht ans Einlenken. Ansbach, hat
er der Oberbürgermeisterin ge-
schrieben, kennt er schon. Das heißt
nichts anderes als: Warum sollte er
also kommen und sich die Reize der
Markgrafenstadt zeigen lassen? Al-
so: Einladung der OB in schönen
Worten ausgeschlagen.

Auch damit nicht genug. Die Re-
aktionen in Mittelfranken auf seine
Pressemitteilung, die er auf der of-
fiziellen Homepage des Bundesver-
waltungsgerichtes an prominentes-
ter Stelle veröffentlicht hat, bewie-
sen: Er sei „teilweise missverstan-
den worden“. Also so was. „Miss-
verstanden.“

Er habe doch nichts gegen Ans-
bach. Und er gönne der Stadt auch
jeden Zuwachs, schreibt Rennert
der Ansbacher OB. Er habe „ledig-
lich darauf hingewiesen, dass aller
Erfahrung nach – und solche Erfah-
rungen gibt es in Deutschland schon
einige – die Ansiedlung eines obers-
ten Gerichts des Landes in einer
kleineren Stadt auf längere Sicht
mit Nachteilen für dessen Recht-
sprechungstätigkeit verbunden ist.“
Beweise für diese Behauptung
bleibt Rennert bisher schuldig. Es
wäre auch äußerst eigenartig, dass
Richter nur deshalb schlechter
Recht sprechen, nur weil sie in einer
Stadt wie Ansbach arbeiten sollen.

Was also bleibt? Der Herr in Leip-
zig bleibt uneinsichtig, hat die
freundliche Einladung nach Ans-
bach kurz und knapp ausgeschla-
gen – und gleichzeitig noch einmal
gegen die fränkische Provinz nach-
getreten.

So also geht das, unter den Bes-
ten der Besten.
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Mietshäuser vorbildlich saniert
Gebäude aus der Gründerzeit – Mammutprojekt bei Denkmalprämierung des Bezirks gewürdigt

ANSBACH (kg) – Historische Ge-
nauigkeit: Darauf wurde bei der Sa-
nierung von drei Ansbacher Miets-
häusern aus der späten Gründerzeit
großer Wert gelegt. So verblüfft etwa
die Detailtreue bei der Gestaltung
der Fensterpartien. Das Projekt wur-
de bei der Denkmalprämierung des
Bezirks Mittelfranken gewürdigt.

Die repräsentativen viergeschossi-
gen Gebäude haben in der Schalk-
häuser Straße die Nummern 19 bis
23. Sie zeugen, so die Expertin Sas-
kia Müller, von einem hohen Wohn-
standard. „Hinter den belebten Fas-
saden weisen großräumige Wohn-
einheiten bis zu 170 Quadratmeter

Wohnfläche aus und beherbergen
eine Ausstattung höchster Güte“, er-
läutert sie. Doch jahrzehntelang ha-
be man nur noch die notwendigsten
Reparaturen veranlasst. Entspre-
chend sei der Zustand der Häuser
zuletzt gewesen. Saskia Müller: „Be-
sonders schwer wiegt der Verlust der
bauzeitlichen Fenster. Vor diesem
Hintergrund erwies sich die zweijäh-
rige Gesamtsanierung der drei reno-
vierungsbedürftigen Objekte durch
die neuen Eigentümer als wahres
Mammutprojekt.“

Das Ergebnis lobt sie sehr: „Erker,
Bänderrustika, Gesimse und Pilas-
ter, Blendbalkone, verschiedentliche
Oberlichter, florale und figürliche

Stuckelemente und Relieftafeln er-
füllen die Hauptansicht wieder mit
Leben.“ In den Wohnungen habe
man etwa „die repräsentativen
Stuckdecken wieder“ hergestellt so-
wie originale Steinböden und hoch-
wertige Parkettböden erhalten. Wo
dies nicht möglich gewesen sei, habe
man Jurasandstein verwendet oder
neues Eichenparkett verlegt.

Die Wiederbelebung der imposan-
ten Fassaden, die teils mit wunder-
schönen Reliefs verziert sind, habe
das Straßenbild am Rande der Alt-
stadt aufgewertet. Saskia Müller
hofft, dass die Kriterien dieser Sa-
nierung „auch bei anderen Großpro-
jekten an Relevanz gewinnen“.

Mit viel Liebe zu jedem Detail wurden drei Ansbacher Mietshäuser aus der spä-
ten Gründerzeit saniert. Foto: Bezirk Mittelfranken
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